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S e c h s t e r  A b s c h n i t t  

Beschleunigtes Verfahren

§257
Voraussetzungen

(1) Im Verfahren vor dem Kreisgericht kann der Staats­
anwalt schriftlich oder mündlich den Antrag auf Verhandlung 
іщ beschleunigten Verfahren stellen, wenn der Sachverhalt 
einfach ist, der Beschuldigte die Tat nicht bestreitet und die 
sofortige Verhandlung möglich ist.

(2) Im beschleunigten Verfahren können die dem Gericht 
obliegenden Aufgaben durch den Richter wahrgenommen 
werden, wenn dies zur Gewährleistung der sofortigen Durch­
führung der Hauptverhandlung erforderlich ist

§258
Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit

(1) Das Gericht kann im beschleunigten Verfahren auf Frei­
heitsstrafe bis zu einem Jahr, Arbeitserziehung gemäß § 249 
Absatz 1 des Strafgesetzbuches, Haftstrafe, Verurteilung auf 
Bewährung, Geldstrafe oder öffentlichen Tadel erkennen. Zu­
sätzlich zur Hauptstrafe sind Geldstrafe, öffentliche Bekannt­
machung der Verurteilung, Aufenthaltsbeschränkung, Erlaub­
nisentzug und Einziehung von Gegenständen zulässig. Unter 
den gesetzlichen Voraussetzungen kann Ausweisung als 
Haupt- oder Zusatzstrafe ausgesprochen werden.

(2) Gegenüber Jugendlichen darf nur auf Auferlegung be­
sonderer Pflichten durch das Gericht, öffentlichen Tadel, Geld­
strafe, Verurteilung auf Bewährung, Jugendhaft oder Frei­
heitsstrafe bis zu einem Jahr erkannt werden. Zusätzlich zur 
Hauptstrafe sind Geldstrafe, öffentliche Bekanntmachung der 
Verurteilung, Erlaubnisentzug und Einziehung von Gegen­
ständen zulässig. Unter den gesetzlichen Voraussetzungen kann 
Ausweisung als Haupt- oder Zusatzstrafe ausgesprochen 
werden.

§ 259
Anklage und Anberaumung der Hauptverhandlung

(1) Stellt der Staatsanwalt den Antrag auf Einleitung des 
beschleunigten Verfahrens, wird ohne eine besondere Ent­
scheidung über die Eröffnung des Hauptverfahrens die Haupt­
verhandlung sofort durchgeführt oder mit kürzester Frist 
anberaumt.

(2) Der Einreichung einer Anklageschrift bedarf es nicht. 
Wird eine Anklageschrift nicht eingereicht, wird die Anklage 
bei Beginn der Hauptverhandlung mündlich erhoben und ihr 
wesentlicher Inhalt in das Verhandlungsprotokoll aufgenom­
men.

(3) Der Ladung des Beschuldigten bedarf es nicht, wenn er 
auf sie verzichtet hat oder dem Gericht vorgeführt wird. Mit 
der Ladung wird ihm mitgeteilt, was ihm zur Last gelegt wird. 
Die Ladungsfrist beträgt 24 Stunden.

(4) Im übrigen gelten für das Verfahren die allgemeinen 
Bestimmungen.

§260
Ablehnung des beschleunigten Verfahrens

(1) Das Gericht kann von der Verhandlung im beschleunig­
ten Verfahren bis zur Verkündung des Urteils Abstand neh­
men. Der Beschluß ist unanfechtbar.

(2) In diesem Falle bedarf es der Einreichung einer neuen 
Anklageschrift.

*" § 261
Stellung des Verteidigers

(1) Der Verteidiger kann die Akten spätestens von der 
Stellung des Antrages des Staatsanwalts auf Verhandlung im 
beschleunigten Verfahren an einsehen.

(2) Spätestens von demselben Zeitpunkt an ist dem Vertei­
diger mit dem verhafteten Beschuldigten unbedingter schrift­
licher und mündlicher Verkehr gestattet.

S i e b e n t e r  A b s c h n i t t  

Hauptverhandlung gegen Flüchtige und Abwesende

§262
Voraussetzungen

(1) Gegen einen flüchtigen Beschuldigten oder Angeklag­
ten kann die Hauptverhandlung durchgeführt werden.

(2) Flüchtig im Sinne der Vorschriften dieses Abschnittes ist 
ein Beschuldigter oder Angeklagter, der sich dem Gerichts­
verfahren dadurch entzieht, daß er sich außerhalb des Ge­
bietes der Deutschen Demokratischen Republik aufhält oder 
sich verbirgt.

(3) Die Bestimmungen dieses Abschnittes finden auch 
Anwendung auf die Bestrafung von Tätern, die Kriegsver­
brechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit begangen 
haben und sich außerhalb der Deutschen Demokratischen 
Republik aufhalten.

(4) Für das Verfahren gelten die allgemeinen Vorschriften, 
soweit ihrer Anwendung nicht die Abwesenheit des Be­
schuldigten oder Angeklagten entgegensteht oder in den 
folgenden Vorschriften etwas anderes bestimmt ist.

§ 263
Antrag des Staatsanwalts

Die Hauptverhandlung gegen Flüchtige findet nur auf ent­
sprechenden Antrag des Staatsanwalts statt Der Antrag kann 
auch nach Erhebung der Anklage gestellt werden.

§ 264 
öffentliche Ladung

(1) Der Flüchtige wird zur Hauptverhandlung öffentlich 
geladen (§ 185). Einer Zustellung der Anklageschrift und des 
Eröffnungsbeschlusses bedarf es nicht.

(2) In der Ladung sollen angegeben werden:
1. der Name und, soweit bekannt, der Rufname, der Beruf,

das Geburtsdatum, der Geburtsort und der frühere Wohn-
und Aufenthaltsort des Flüchtigen;

2. die Straftat, die ihm zur Last gelegt wird, sowie Ort und
Zeit der Begehung;

3. die verletzten Strafgesetze;
4. der Ort, der Tag und die Zeit der Hauptverhandlung.

(3) In der Ladung ist der Flüchtige darauf hinzuweisen, 
daß die Hauptverhandlung auch bei seinem Ausbleiben statt­
findet.

§ 265
Mitteilung der Ladung

(1) Ist der Aufenthalt des Flüchtigen bekannt, soll ihm 
die Ladung unter Angabe der ihm zur Last gelegten Straftat 
mitgeteilt werden.

(2) Das Gericht kann auch weitere Maßnahmen treffen, 
um die Ladung zur Kenntnis des Flüchtigen zu bringen. Es 
kann insbesondere ihre Verbreitung durch die Publikatioris- 
organe veranlassen.

§ 266 
Verteidigung

Dem Flüchtigen ist ein Verteidiger zu bestellen.


